
RAHMENVERTRAG ÜBER DIE ERBRINGUNG VON 

POSTDIENSTLEISTUNGEN 

zwischen der 

 

Gemeinsamen Kommunalen Datenzentrale Recklinghausen (GKD) 

Castroper Straße 30 

45665 Recklinghausen 

 
- vertreten durch den Verbandsvorsteher: 

 
 
 
 
 

 

und der 

 

Name des Auftragnehmers 

 Anschrift 
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Anlage: 

I Vergabeunterlagen (inkl. Leistungsbeschreibung) 
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§ 1 

Rangfolge der Bestimmungen 

Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch diesen Vertrag bestimmt.  

Für den Vertrag gelten folgende Regelungen: 

 

• Die vertraglichen Bedingungen einschließlich der Anlage I, 

• Das Angebot des Auftragnehmers, 

• Die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen – Teil 

B (VOL/B) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

Die Parteien sind sich darüber einig, dass sämtliche in diesem Vertrag genannten 

Anlagen, Anhänge sowie darin enthaltene Legenden Bestandteile dieses Vertrages sind. 

 

 

§ 2 

Vertragsgegenstand 

(1) Der Auftraggeber beauftragt den Auftragnehmer mit der Durchführung folgender 

Leistungen: 

 

Erbringung von Postdienstleistungen für die GKD Recklinghausen 

 

(2) Für die Durchführung dieser Aufgaben sind die Bestimmungen dieses Vertrages (inkl. 

Anlagen), Gesetze, Richtlinien und Verordnungen der Europäischen Union, der 

Bundesrepublik Deutschland und des Landes Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden 

Fassung maßgebend. Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht 

Bestandteil des Vertrages. 
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§ 3 

Pflichten des Auftragnehmers 

(1) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die Leistung gemäß den Vergabeunterlagen und 

nach Maßgabe dieses Vertrages durchzuführen. 

 

(2) Der Auftragnehmer erbringt seine Leistung in eigener Verantwortung. Er verpflichtet 

sich, die zur Sicherstellung einer ordnungsgemäßen und fristgerechten Leistungserbringung 

notwendigen technischen und organisatorischen Voraussetzungen zu schaffen sowie die 

einschlägigen technischen, gesetzlichen und gleichrangigen Vorschriften einzuhalten. Er 

verpflichtet sich weiterhin, die für seine Tätigkeiten und genutzten Einrichtungen notwendigen 

öffentlich-rechtlichen Genehmigungen bei den zuständigen Behörden einzuholen und über die 

gesamte Vertragslaufzeit aufrechtzuerhalten. Er hat stets für den einwandfreien und 

verkehrssicheren Zustand der eingesetzten Ausstattung, für die Ordnung in der Betriebsführung 

und die sachgerechte Ausführung der Leistung zu sorgen. Dem Auftragnehmer obliegt die 

Verkehrssicherungspflicht für alle im Zusammenhang mit der Leistungserbringung stehenden 

Tätigkeiten. 

 

(3) Kann der Auftragnehmer die Leistung nicht ordnungsgemäß erbringen, muss er dies 

dem Auftraggeber unverzüglich schriftlich anzeigen. Er hat den Auftraggeber über alle 

Umstände zu informieren, die für die Vertragserfüllung wesentlich sind. 

 

 

§ 4 

Pflichten des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber verpflichtet sich zur Zahlung der Entgelte gemäß § 5. 

 

(2) Der Auftraggeber unterrichtet den Auftragnehmer rechtzeitig über ihm 

bekanntwerdende Umstände, sofern diese für die Leistungserbringung im Rahmen dieses 

Vertrages von Bedeutung sein können. 
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§ 5 

Entgelt 

Für sämtliche vom Auftragnehmer zu erbringenden Leistungen erhält der Auftragnehmer vom 

Auftraggeber das Entgelt gemäß dem Angebot des Auftragnehmers. Die Abrechnung der 

Leistungen erfolgt in Euro. 

 

 

§ 6 

Zahlung/Rechnungslegung 

(1) Die Abrechnung wird monatlich nach erbrachter Leistung vorgenommen. Die 

Rechnungslegung erfolgt durch den Auftragnehmer bis spätestens zum 10. Werktag des 

Folgemonats.  

 

(2) Zahlungen des Auftraggebers erfolgen innerhalb von 30 Tagen nach Vorlage der 

prüffähigen Rechnung.  

 

(3) Die prüffähigen Rechnungen sind vom Auftragnehmer elektronisch an den 

Auftraggeber per E-Mail an die Adresse zu übermitteln: 

rechnungen@gkd-re.de 

 

 

 

 

§ 7 

Entgeltanpassung 

Sofern die vom Auftragnehmer zu zahlenden Portokosten oder Teilleistungsentgelte der 

Deutsche Post AG oder deren steuerliche Behandlung zu Mehrkosten des Auftragnehmers 

führen, kann der Auftragnehmer eine Entgelterhöhung anteilig für den Sendungsanteil, der 

durch die Deutsche Post AG zugestellt wird, jeweils um den Prozentsatz vornehmen, um den 

sich das vom Auftragnehmer an die Deutsche Post AG zu zahlende Entgelt erhöht. Diese 

Preisanpassung ist zum Entstehungszeitpunkt der Mehrkosten des Auftragnehmers möglich. 



EU-weite Ausschreibung  Vertrag 

von Postdienstleistungen 

6 

 

Für das erstmalige Anpassungsverlangen sind die jeweiligen Deutsche Post-Entgelte mit Stand 

vom 01.02.2027 maßgeblich. 

Nach Veröffentlichung durch die Deutsche Post AG ist die Entgelterhöhung in Textform an die 

E-Mail-Adresse vertraege@gkd-re.de mitzuteilen. 

 

 

§ 8 

Haftung 

(1) Der Auftragnehmer haftet im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen für alle Schäden, 

die im Zusammenhang mit der Durchführung der vereinbarten Leistungen stehen.  

 

(2) Der Auftraggeber ist über Schäden, die im Zusammenhang mit der Durchführung der 

vereinbarten Leistungen stehen, unverzüglich in Kenntnis zu setzen. 

 

(3) Der Auftragnehmer verpflichtet sich, die zur Abdeckung seiner vertraglichen und 

gesetzlichen Haftung erforderliche/-n Versicherung/-en für Personen- und Sachschäden 

abzuschließen bzw. aufrechtzuerhalten.  

 

(4) Die Deckungssumme der Betriebshaftpflichtversicherung gegen Personen- und 

Sachschäden muss mindestens 2,0 Mio. EUR je Schadensfall betragen und für mindestens zwei 

Schadensfälle pro Jahr Gültigkeit haben. Der Abschluss der Betriebshaftpflichtversicherung 

durch den Unterauftragnehmer schränkt die Haftung des Auftragnehmers nicht ein. Der 

Auftragnehmer ist zur unverzüglichen schriftlichen Anzeige verpflichtet, wenn und soweit 

Deckung in der vereinbarten Höhe nicht mehr besteht. 

 

 

§ 9 

Beauftragung von Unterauftragnehmern 

(1) Die Beauftragung von Unterauftragnehmern ist zulässig. Falls die Leistungen durch 

andere als die in den Formblättern Nr. 533a EU und Nr. 533b EU genannten 

Unterauftragnehmer durchgeführt werden sollen, hat der Auftragnehmer dies spätestens zwei 

Wochen vor dem geplanten Einsatz die Unterbeauftragung unter Benennung des 
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Unterauftragnehmers schriftlich beim Auftraggeber zu beantragen. Diesem Antrag sind 

geeignete Nachweise zur Leistungsfähigkeit des Unterauftragnehmers sowie zum 

Nichtvorliegen von Ausschlussgründen gemäß §§ 123 und 124 GWB beim 

Unterauftragnehmer beizufügen. Der Auftraggeber kann einen Unterauftragnehmer bei 

mangelnder Leistungsfähigkeit oder beim Vorliegen von Ausschlussgründen gemäß §§ 123 

und 124 GWB innerhalb von zehn Werktagen nach Eingang des Antrages ablehnen. 

 

(2) Eine Änderung der Unterbeauftragung ist nur mit schriftlicher Zustimmung des 

Auftraggebers möglich. Dem Antrag auf Zustimmung zur Änderung der Unterbeauftragung 

sind die in Abs. 1 genannten Nachweise beizufügen.  

 

 

§ 10 

Vertragsdauer/Leistungsdauer 

(1) Der Vertrag tritt mit Zuschlagserteilung in Kraft. 

 

(2) Die Verpflichtung des Auftragnehmers zur Leistungserbringung beginnt am 01.02.2027 

und endet am 31.01.2031 oder bei Erreichung des maximalen Abnahmevolumens.   

 

 

 

§ 11 

Vertragsstrafen 

(1)       Für die im Folgenden vereinbarten Vertragsstrafen gelten die §§ 339 bis 345 BGB, 

sofern sich aus den nachfolgenden Regelungen keine Abweichungen ergeben. 

 

(2)       Die Vertragsstrafen haben den Zweck, die Erfüllung der Pflichten aus diesem Vertrag 

zu sichern. Das Recht des Auftraggebers, Schadenersatz zu fordern oder den Vertrag zu 

kündigen, wird dadurch nicht ausgeschlossen. 

  

(3)       Erfüllt der Auftragnehmer die nachfolgend bezeichneten Pflichten aus dem Vertrag 

schuldhaft nicht ordnungsgemäß oder erfüllt er sie nicht, so hat der Auftraggeber neben der 
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Erfüllung Anspruch auf eine Vertragsstrafe. Vertragsstrafen sind im Falle der nicht 

ordnungsgemäßen oder der Nichterfüllung insbesondere folgender Nebenpflichten zu 

entrichten: 

3.400 EUR je Werktag (Mo-Sa.) bei: 

- Verletzung der Pflicht zur Leistungsaufnahme ab dem 01.02.2027 

 

3 % des Auftragsvolumens des jeweiligen Jahres bei: 

- Nichteinhaltung der nach § 18 PostG vorgegebenen Laufzeiten 

 

500 EUR einmalig bei: 

- Beauftragung von Unterauftragnehmern ohne Genehmigung des Auftraggebers 

  

(4)       Die Geltendmachung der Vertragsstrafe hat schriftlich und unter Begründung der Höhe 

der Vertragsstrafe zu erfolgen. Der Höchstbetrag aller Vertragsstrafen wird mit 5 % der Netto-

Gesamtauftragssumme festgelegt. Vertragsstrafen können vom Auftraggeber von dem zu 

zahlenden Entgelt in Abzug gebracht werden. 

  

(5)       Weitergehende Schadenersatzansprüche des Auftraggebers bleiben unberührt. 

 

 

 

 

 

 

§ 12 

Außerordentliche Kündigung 

(1) Der Auftraggeber ist zur außerordentlichen fristlosen Kündigung des Vertrages aus 

wichtigem Grund berechtigt. Als wichtiger Grund gilt insbesondere, wenn 

 

a) der Auftragnehmer regelmäßig seiner Leistungspflicht ganz oder teilweise 

nicht nachkommt, 

b) der Auftragnehmer mehrfach Tatbestände erfüllt, die zur Geltendmachung 

von Vertragsstrafen führen, 
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c) der Auftragnehmer den Insolvenzantrag stellt, über das Vermögen des 

Auftragnehmers das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung des 

Insolvenzverfahrens mangels Masse abgelehnt wird, 

 

(2) Die Kündigung muss schriftlich erfolgen.  

 

 

§ 13 

Informationspflicht 

Wird der Auftragnehmer mehrheitsanteilig oder ganz veräußert oder übertragen, so ist der 

Auftraggeber unter Angabe des geplanten neuen Eigentümers und des Übernahmezeitpunktes 

schriftlich, möglichst frühzeitig, darüber zu informieren. 

 

§ 14 

Gerichtsstand 

Gerichtsstand für alle Streitigkeiten über die Gültigkeit des zustande gekommenen Vertrages 

und aus dem Vertragsverhältnis ist ausschließlich das für den Sitz des Auftraggebers zuständige 

Gericht. Dieser Vertrag unterliegt deutschem Recht. 

 


